
Unmittelbar nach der Landtagswahl wurden im
Hochschulbereich ganze Programme – etwa
Wohnraum- und Graduiertenförderung – ausge-

setzt. In der Haushaltsaufstellung für 2004 wird der
Wissenschafts- und Forschungsetat um rund 43 Mio.
Euro gekürzt; insgesamt müssen 68 Mio. Euro aufge-
bracht werden. Das Ministerium für Wissenschaft und
Kultur (MWK) kündigt damit den sog. Innovationspakt II
zwischen dem Land und der Landeshochschulkonfe-
renz (LHK). Er hatte die Hochschulen bis 2006 von wei-
teren Haushaltskürzungen ausgenommen, nachdem
sie einen einmaligen Konsolidierungsbeitrag von 50
Mio. DM zum Haushalt 2001 geleistet und sich zu wei-
teren Mittelumschichtungen (mindestens 30 Mio. DM)
für Innovationen in Lehre und Forschung sowie zum
Ausbau zukunftsträchtiger Schwerpunkte verpflichtet
hatten. Das MWK entwickelt unter dem enormen Zeit-
druck der Haushaltsberatungen in sog. Beichtstuhlge-
sprächen mit den Hochschulleitungen ein bislang un-
veröffentlichtes Hochschuloptimierungskonzept (HOK)
und verspricht Planungssicherheit durch einen sog. Zu-
kunftsvertrag ohne Haushaltsvorbehalt. Die den Hoch-
schulen abverlangten „profilbildenden Strukturent-
scheidungen“ müssen bis Mitte September getroffen
werden.

Am 5. August 2003 hat das erste Treffen zwischen
Minister Lutz Stratmann, Staatssekretär Dr. Josef Lan-
ge, Werner Dreyer aus der Hochschulabteilung sowie
Pressesprecher Thomas Philipp Reiter und dem GEW-
Landesvorsitzenden Torsten Post, dem Bundesvor-
standsmitglied für den Bereich Hochschule und For-
schung Gerd Köhler sowie den niedersächsi-
schen Ressortverantwortlichen aus Referat
und Fachgruppe Dr. Claudia Kleinwächter
und Sabine Kiel stattgefunden. 

Die GEW eröffnet die Aussprache mit ei-
ner grundsätzlichen Kritik an der Haushalts-
aufstellung für den Wissenschaftsbereich
und mahnt Planungssicherheit für die Hoch-
schulen an. Übereinstimmend mit der LHK
stellt die GEW fest, dass sich die Höhe des
Einsparvolumens im nächsten Haushaltsjahr
nicht realisieren lässt und fordert ebenfalls
eine zeitliche Streckung der Minderausgaben sowie de-
ren Reduzierung. Überdies kritisiert die GEW die Stra-
tegie der sog. Beichtstuhlgespräche. Statt eines ledig-
lich standortbezogenen Arrangements zwischen einzel-
nen Hochschulleitungen und dem MWK muss ein
transparentes umfassendes Landeshochschulentwick-
lungskonzept in der Öffentlichkeit diskutiert und mit al-
len am Wissenschaftsprozess Beteiligten ausgehan-
delt werden! Die tiefe Verunsicherung gerade bei Stu-
dierenden und bei nicht verbeamteten Beschäftigten
wäre vermeidbar gewesen, wenn die Entscheidungs-
prozesse partizipatorisch gestaltet würden. Der Minis-
ter äußert Verständnis für die Kritik; der Staatssekretär
rechtfertigt das Vorgehen als einzig mögliche Form der

schnellen und vali-
den Sachstandser-
hebung im Land.

Aus Sicht der
GEW sind durch
die Haushaltskür-
zungen nicht-
marktgängige
Fächer (die sog.
Orchideen-Fächer)
in ihrer Existenz
bedroht. Betroffen
und gefährdet ist
aber vor allem ei-
ne bestimmte Per-
sonengruppe in
den Hochschulen:
das (befristet) an-
gestellte nichtwis-
senschaftliche
und wissenschaft-
liche Personal. Die
Furcht vor betriebsbedingten Kündigungen ist gegen-
wärtig mehr als verständlich; natürlich werden die Ge-
werkschaften ihre Mitglieder arbeitsrechtlich unterstüt-
zen. Der Minister hält eine Einbeziehung der Gewerk-
schaften in die personalbezogene Hochschulstruktur-
planung für unverzichtbar und verweist auf die Rolle
der Personalvertretungen bei der Wahrung und Siche-
rung von Beschäftigteninteressen. Vielleicht befördert
seine Überzeugung die seit langem überfällige rechts-

aufsichtliche Klärung der gesetzlichen Einbeziehung
der AG der Personalvertretungen in die Arbeit der LHK
(NHG § 4 Satz 2). Der Staatssekretär bekennt sich an
diesem Punkt zu einer Absicherung der Qualifikations-
stellen für den Wissenschaftlichen Nachwuchs und be-
richtet von Überlegungen, deren Anteil gegenüber den
Professuren deutlich zu erhöhen. Für konkrete Planun-
gen seien jedoch verlässliche Daten aus den Hoch-
schulen erforderlich, die zur Überraschung aller kaum
vorliegen.

Daran anknüpfend spricht die GEW die Attraktivität
des Arbeitsplatzes Hochschule und Forschung im allge-
meinen an und stellt ihren Ansatz vor: Tarifvertrag Wis-
senschaft, Wissenschaft als Beruf, Pluralität der Quali-
fikationswege, Reform der Doktorand/innen-Ausbil-
dung. Der Minister und der Staatssekretär zeigen sich
dafür erfreulich offen und signalisieren ihr Interesse an
weiteren Gesprächen auf der Arbeitsebene. Dazu
macht die GEW drei Dialog-Vorschläge:

1. Die Einberufung eines „Runden Tisches“ zur
Hochschulpolitik in Niedersachsen für Ende Septem-
ber/Anfang Oktober, um die Strukturüberlegungen der
einzelnen Standorte in ein landesweites Konzept einzu-
binden.

2. Ein Expert/innen-Gespräch über Hochschulstruk-
turkonzepte in der Region wie sie in den Niederlanden
und in Belgien bereits erfolgreich umgesetzt werden.
Dem Minister schwebt mit der „University of Lower
Saxony“ offenbar etwas Vergleichbares vor.

3. Einen Arbeitszusammenhang in Fragen der Dok-
torand/innen-Ausbildung und zu den Beschäftigungs-
verhältnissen im Bereich Hochschule und Forschung.

Die GEW erinnert daran, dass das Konzeptpapier
zum neu zu gründenden Arbeitgeberverband für die
Stiftungshochschulen dem Finanzministerium seit En-
de Februar vorliegt, die inhaltliche Debatte darüber je-
doch bislang nicht eröffnet wurde. Auch das MWK

sieht hier dringenden Klärungsbedarf und verspricht,
der Angelegenheit Nachdruck zu verleihen.

Abschließend erfragt die GEW den Sachstand zu an-
deren hochschulpolitischen Themen und erhält folgen-
de Auskünfte:

• Die Ende April ausgesetzte Graduiertenförderung
wird zum 1. Oktober 2003 wieder aufgenommen.

• In der angekündigten „moderaten Novellierung
des NHG“ möchte das MWK die Habilitation neben der

Juniorprofessur erhalten und die Rolle
der Senate beim Abschluss von Zielver-
einbarungen stärken – beides wird von
der GEW begrüßt.

• Die Neufassung der HumanMed-
VO muss und wird wegen der darin
festgestellten Verletzung des Be-
stimmtheitsgrundsatzes vorab erfolgen.

• In Fragen der Hochschulzulassung
soll das von der KMK im März 2003 ver-
abschiedete erste Auswahlmodell für
die Vergabe von bundesweit zulas-

sungsbeschränkten Studienplätzen demnächst einge-
führt und der Staatsvertrag über die ZVS schnellstmög-
lich aufgekündigt werden; eine entsprechende Ent-
schließung hat der Landtag bereits angenommen. 

• Die Neuregelung der Zulassung für örtlich zulas-
sungsbeschränkte Studiengänge verzögert sich dagegen.
Die während des bis zum 1. Mai 2003 verlängerten An-
hörungsverfahrens  erhobenen Einwände machen Ände-
rungen und eine erneute Anhörung des Niedersächsi-
schen Hochschulzulassungsgesetzes (NHZG) erforderlich.

• Der Modellversuch zu den BA/MA-Studiengängen
in der Lehrer/innenbildung wird zum WS 2003/04 an
den Verbund-Partnerhochschulen beginnen, sofern die
Lehramtsstudiengänge dort nicht von den Sparmaß-
nahmen betroffen sind. Wir hinterfragen ein ministeri-
elles Schreiben vom 16. Mai 2003 an die Hochschullei-
tungen, das für Irritationen gesorgt hatte, weil es als
Modifikation des Modellversuchs aufgefasst wurde.
Der Staatssekretär erklärt, dass ein Missverständnis
vorliegt: Die Einführung eines schulformbezogenen Ba-
chelors – wie er etwa in Berlin angedacht war – wird in
Niedersachsen nicht in Erwägung gezogen, bei aller Er-
gebnisoffenheit der gegenwärtigen Debatte! Die GEW
hat sich dazu wiederholt als sachverständige Ge-
sprächspartnerin angeboten und erneut ihre Einbezie-
hung in eine „task force Lehrerbildung“ vorgeschlagen.

Aus Sicht der GEW fand das fast zweistündige Tref-
fen in einer überaus angenehmen Gesprächsatmo-
sphäre statt. Es ist uns gelungen, nicht nur zum aktuel-
len Brennpunkt der Haushaltskürzungen Stellung zu
nehmen, sondern ein breites hochschulpolitisches The-
menspektrum zu besprechen. Als erfolgreichstes Er-
gebnis sehen wir es an, dass die Fortführung des kon-
struktiven Dialogs vereinbart wurde. Wir werden diese
Möglichkeit nutzen, als Bildungsgewerkschaft die
Hochschulpolitik in Niedersachsen zukünftig aktiv mit
zu gestalten. CLAUDIA KLEINWÄCHTER
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– 68 Mio. Euro MWK Kürzungen 2004
– 2,3% MWK-Personalkosten
– 80,7% MWK-Bauunterhaltung
– 100,0% IAK Sonnenberg
– 38,9% Bibliotheksbestände
– 29,7% Bibliotheksautomation
– 2429,9% BAföG-Rückzahlungen*
– 10,0% Finanzhilfe Studentenwerke
– 47,8% Betriebliche Einbauten (Mensazentralfond)
– 100,0% Studentenwohnraumförderung
– 48,0% Förderung ausländischer Studierende
– 4,5% Bibliothekenverbundzentrale (GBV)
– 6,7% MPG
– 55,7% Datenverarbeitung
– 50,0% Frauenförderung
– 2,5% Finanzhilfe kirchlicher Fachhochschulen
– 14,5% Wissenschaftliche Zusammenarbeit
– 100,0% Multimedia
– 15,5% Technologietransfer
– 3,6% Kompetenzzentren
– 38,3% Förderung Lehre und Forschung
– 71,4% Datenverarbeitung
– 8,8% Innovationen Hochschulen
– 10,2% Berufungspool
– 3,2% Landesüberlastprogramm
– 3,0% Zuschüsse Hochschulen (allgemeine HH)
– 5,9% Kultur, Bibliotheken, Museen, Erwachsenenbildung
* Das Land geht von einmaligen 2,6 Mio. Euro Rückerstattungs-
beträge auf Grund des Datenabgleichs aus.

Sorge vor tiefen Einschnitten durch Kürzung der Hochschulbudgets: Der ASTA der Uni
Hannover hatte zu einer Vollversammlung eingeladen. Uni-Präsident Prof. Dr. Ludwig Schätzl
sprach zu den Studierenden. Foto: Sabine Kiel
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